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Saarausbau stoppen 


A. Problem 

Nach Auffassung der Antragsteller sollte die Bundesregierung 
aufgefordert werden, Verhandlungen mit den Regierungen der 
Länder Saarland und Rheinland-Pfalz über das „Verwaltungsab- 
kommen über den Ausbau der Saar zwischen Saarbrücken und 
der Mündung" vom 28. März 1974 mit dem Ziel einzuleiten, die in 
dem Verwaltungsabkommen getroffene Vereinbarung über den 
Saarausbau aufzuheben. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Große Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Annahme eines abgewandelten Antrages, mit dem u. a. Verhand- 
lungen mit den Ländern Saarland und Rheinland-Pfalz mit dem 
Ziel verlangt werden, das Verwaltungsabkommen dahin gehend 
zu ändern, daß der Saarausbau im Bereich Saarbrücken-West- 
spange endet und nicht durch die Landeshauptstadt Saarbrücken 
bis nach Saarbrücken-Brebach weitergeführt wird, ferner mit 
dem Ziel, die für den Saarausbau durch Saarbrücken vorgesehe- 
nen Mittel für eine Vernetzung der Saarhäfen mit der Schiene zu 
verwenden, und mit der Aufforderung, bis zur Änderung der 
Verwaltungsvereinbarung die Mittel zur Planung des Bauab- 
schnittes von Saarbrücken-Westspange bis Saarbrücken-Brebach 
zu sperren. 
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D. Kosten 

Nach Angaben der Antragsteller sind für den Saarausbau bisher 
ca. 1,8 Mrd. DM ausgegeben worden; für den weiteren Ausbau 
wolle der Bund ab 1997 weitere 154 Mio. DM zur Verfügung 
stellen (zusätzüch 82 Mio. DM von den Ländern Saarland und 
Rheinland-Pfalz). Dieser letztere Betrag würde bei Annahme des 
Antrages entfallen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/5546 - abzulehnen. 


Bonn, den 12. März 1997 


Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 


Renate Blank 

B ericht ers tatterin 


Bericht der Abgeordneten Renate Blank 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Druck- 
sache 13/5546 in seiner 151. Sitzung am 16. Januar 
1997 federführend an den Ausschuß für Verkehr und 
mitberatend an den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit sowie den Haushalts - 
ausschuß überwiesen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat am 12. März 1997 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Gruppe der PDS und bei Stimmenthaltung 
der Fraktion der SPD sowie bei Abwesenheit der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN den Antrag ab- 
gelehnt. 

Der Haushaltsausschuß hat am 19. Februar 1997 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS die 
Vorlage abgelehnt. Der Ausschuß für Verkehr beriet 
den Antrag in seiner 48. Sitzung am 12. März 1997. 

II . 

Die Antragsteller schlugen vor, die Bundesregierung 
aufzufordern, Verhandlungen mit den Regierungen 
der Länder Saarland und Rheinland-Pfalz über das 
„Verwaltungsabkommen über den Ausbau der Saar 
zwischen Saarbrücken und der Mündung" vom 


28. März 1974 mit dem Ziel einzuleiten, die in dem 
Verwaltungsabkommen getroffene Vereinbarung 
über den Saarausbau aufzuheben. 

Im Verkehrsausschuß legte die Fraktion der SPD 
einen Änderungsantrag vor. Danach sollte die Bun- 
desregierung aufgefordert werden, mit den Ländern 
Saarland und Rheinland -Pfalz Verhandlungen über 
eine Änderung des „Verwaltungsabkommens über 
den Ausbau der Saar zwischen Saarbrücken und der 
Mündung" vom 28. März 1974 mit dem Ziel einzulei- 
ten, das Abkommen dahin gehend zu ändern, daß 
der Saarausbau im Bereich Saarbrücken-Westspange 
endet und nicht durch die Landeshauptstadt Saar- 
brücken bis nach Saarbrücken-Brebach weiterge- 
führt wird, ferner zwischen dem Bund und der Saar- 
ländischen Landesregierung eine Vereinbarung zu 
treffen, die das Ziel hat, die für den Saarausbau 
durch Saarbrücken vorgesehenen Mittel für eine Ver- 
netzung der Saarhäfen mit der Schiene zu verwen- 
den, sowie bis zur Änderung der Verwaltungsverein- 
barung die Mittel zur Planung des Bauabschnittes 
von Saarbrücken-Westspange bis Saarbrücken-Bre- 
bach zu sperren. Die Fraktion der SPD erklärte dazu, 
sie könne dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN nicht zustimmen, weil er bedeuten 
würde, daß das Verwaltungsabkommen schnell auf- 
gehoben würde. Damit würde ein Teil der Strecke 
nicht mehr ausgebaut werden. Die Fraktion der SPD 
fordere demgegenüber, das Verwaltungsabkommen 
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mit dem erwähnten Ziel zu ändern, so daß im Ergeb- 
nis auf den Saarausbau im Bereich der Stadt Saar- 
brücken verzichtet werden solle. Ihr sei wichtig, daß 
am Ende des noch nicht ausgebauten Abschnitts die 
letzte ökologische Freifläche, die letzte Frischluft- 
schneise, in der Stadt Saarbrücken vorhanden sei. 
Der Bau eines Hafens in diesem Bereich würde die 
Erholungsmöglichkeiten der Bevölkerung gefährden. 
Auch das Transportaufkommen rechtfertige die Maß- 
nahme nicht, da auch andere Maßnahmen zur Verfü- 
gung stünden; vielmehr sollte versucht werden, die 
für den Saarausbau durch Saarbrücken vorgesehe- 
nen Mittel für eine Vernetzung der Saarhäfen mit der 
Schiene zu verwenden. Im übrigen liege der nächste 
Saarhafen nur etwa 30 km entfernt in Dillingen. 

Die antragstellende Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN erwiderte, sie könne dem Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD nicht zustimmen. Die Bundesregie- 
rung plane weitere Bauabschnitte, die man ablehnen 
müsse. Der Antrag der Fraktion der SPD gehe nicht 
weit genug. Man bitte daher um unveränderte An- 
nahme des Antrages. 

Die Fraktion der CDU/CSU betonte, die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verlange im Grunde 


einen Rückbau. Man müsse daher sowohl den 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN als 
auch den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
ablehnen. Es sei auch problematisch, beispielsweise 
dem Saarland Gespräche mit dem Bund aufzu- 
drängen. 

Der Vertreter der Bundesregierung betonte, sie wolle 
die geplanten Maßnahmen nicht gegen den Willen 
des Saarlandes durchführen. Die saarländische Lan- 
desregierung habe sich aber bisher nicht an den 
Bund gewandt. Bei einem Gespräch mit dem saarlän- 
dischen Verkehrsminister am 20. Januar 1997 habe 
dieser erklärt, die Kündigung oder Modifizierung des 
Verwaltungsabkommens sei z. Z. noch nicht beab- 
sichtigt. 

Der Verkehrsausschuß lehnte den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD mit den Stimmen der Fraktio- 
nen CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei 
Abwesenheit der Gruppe der PDS ab und lehnte den 
Ursprungsantrag mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P gegen die Stimmen 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Abwe- 
senheit der Gruppe der PDS ab. 


Bonn, den 19. März 1997 


Renate Blank 

Berichterstatterin 
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